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überhaupt keine Entscheidung getroffen hat, obwohl der Beschwerde-
führer Anspruch auf Entscheidung hatte. Der Beschwerde war daher
Folge zu geben und der angefochtene Bescheid aufzuheben. Bemerkt
wird noch, daß § 73 Abs. 2 AVG. nach der Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichtshofes (Slg. Nr. 2420 A/Hl52), der sich der Verfassungs-
gerichtshof anschließt, in Angelegenheiten des Dienstrechtes nicht
anzuwenden ist.

2968
Verletzung des Rechtes auf den gesetzlichen Richter. Ausscheiden
eines Beamten eines Wasserleitungsverbandes aus dem Dienst-
verhältnis (B.-ÜG.) durch den Liquidator der Einrichtungen des
deutschen Reiches. Zur Verfassungsmäßigkeit des Gemeinde-
verbandes "Wasserleitungsverband Triestingtal-Südbahngemein-

den", der sich über zwei Länder erstreckt.
Erk. v. 16. März 1956, B 189/55.

Durch den angefochtenen Bescheid .!les Liquidators der Einrichtungen
des Deutschen Reiches in der Republik Osterreich ist der Beschwerdeführer
in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf das Verfahren
vor dem gesetzlichen Richter verletzt worden. Der angefochtene Bescheid
wird als verfassungswidrig aufgehoben.

Entscheidungsgründe :
I. Der Beschwerdeführer war seit dem 1. Juli 1936 beim Wasser-

leitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden in Liesing
(WLV.) beschäftigt, zuerst als Vertragsangestellter, seit 1938 als
Reichsbeamter. Nach dem Jahre 1945 nahm das Dienstverhältnis
ein Ende. Schließlich sprach der Verwaltungsgerichtshof in seinem
Erk. v. 15. Oktober 1954 aus, daß es Sache der Behörde sei, den
Beschwerdeführer nach § 8 Abs. 1 B.-ÜG. aus dem aktiven Dienst
auszuscheiden, weil er nicht in einen neuen Personalstand übernommen
wurde. Daraufhin hat der Liquidator der Einrichtungen des Deutschen
Reiches in der Republik Österreich (beim Amt der Niederöster-
reichischen Landesregierung) den Beschwerdeführer "auf Grund des
§ 1 Abs. 2 des Beh.-ÜG. gemäß § 8 Abs. 1 des B.-ÜG. aus dem Dienst-
verhältnis ausgeschieden". Gegen diesen Bescheid wendet sich die
Verfassungsgerichtshofbeschwerde, in der Verletzung des verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Rechtes auf das Verfahren vor dem gesetz-
lichen Richter behauptet wird. Das Schicksal der Beschwerde hängt
somit von der Frage ab, ob der Liquidator zuständig war, den Be-
schwerdeführer aus dem Dienstverhältnis auszuscheiden.
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II. Zur Ausscheidung eines Bediensteten nach § 8 Abs. 1 B.-ÜG.
ist jene Behörde zuständig, die zuletzt Dienstbehörde des Bediensteten
war (Verwaltungsgerichtshof Slg. Nr. 1135 A/1949). Ist diese Dienst-
stelle eine nunmehr zu liquidierende Dienststelle des Deutschen
Reiches gewesen, dann ist zu dieser dienstrechtlichen Maßnahme
nach § 1 Abs. 2 Beh.-ÜG. und § 8 Abs. 3 B.-ÜG. der Liquidator der
Einrichtungen des Deutschen Reiches in der Republik Österreich
zuständig. Damit wird die Frage aufgeworfen, ob der WLV. eine zu
liquidierende Dienststelle des Deutschen Reiches ist.

III. Der Wasserleitungsverband ist durch das Niederösterreichische
Landesgesetz vom 3. Oktober 1929, LGBL Nr. 210/1929, wieder-
verlautbart im Landesgesetzblatt unter Nr. 177/1936, als Gemeinde-
verband zum Zwecke der Errichtung und des Betriebes einer Wasser-
leitung für die Triestingtal- und Südbahngemeinden errichtet worden.
Im Gesetze selbst wird der Verband als juristische Person bezeichnet
und mit einer Reihe hoheitlicher Eigenschaften und Aufgaben aus-
gestattet, wie z. B. Zwangsmitgliedschaft (§ 1), Anschlußzwang (§ 21),
Sperre der Hausbrunnen (§ 24), Einhebung von Wassergebühren
(§ 29 ff.). Er hat das Recht, Bescheide nach den Bestimmungen der
Verwaltungsverfahrensgesetze zu erlassen, wird aber der Aufsicht

_ der Landesregierung unterworfen, die iiber Berufungen gegen seine
Bescheide zu entscheiden hat (§ 38). Seiner Rechtsnatur nach ist er
demnach ein in der Form einer juristischen Person des öffentlichen
Rechts konstituierter Gemeindeverband. In der Zeit der deutschen
Besetzung haben sich d~-'Rechtsgrundlagen des Verbandes nicht ge-
ändert, wenn man von den durch die Gebietsänderungen zwischen
Wien und dem Reichsgau Niederdonau bedingten Veränderungen
absieht. Der WLV. war nach dem deutschen Gemeinderecht ein Zweck-
verband. Die nach den bisherigen Vorschriften bestehenden Z;;;-k-
verbä;;"de blieben aber nach Art. II § 34 der Verordnung über die
Einführung der deutschen Gemeindeordnung im Lande Österreich,
GBL f. d. Land Österreich Nr. 408/1938, bestehen. Sie wurden später-
hin dem Zweckverbandgesetz vom 7. Juni 1939, DRGBL I, S. 979,
unterworfen. Aber auch dieses brachte für den WLV. keine Änderung,
weil nach § 34 Abs. 1 die Vorschriften von Reichs- und Landesgesetzen
über sondergesetzliche Verbände der Gemeinden zur Erfüllung
bestimmter Aufgaben unberührt blieben. Der WLV. hat demnach
unberührt durch die staatsrechtlichen Veränderungen weiterbestanden
und weder er selbst noch seine Organe sind jemals "Dienststellen des
Deutschen Reiches" geworden. Damit ist aber auch schon entschieden,
daß der Liquidator der Einrichtungen des Deutschen Reiches in der
Republik Österreich zur Ausscheidung eines Beamten des WLV. auf
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Grund des § 1 Abs. 2 B6h.-ÜG. und des § 8 Abs. 1 B.-ÜG. nicht zu-
ständig war

IV. So ist wohl das Schicksal der Beschwerde entschieden, aber
noch nicht die Frage beantwortet, ob der WLV. zur Ausscheidung des
Beschwerdeführers aus dem Dienststand zuständig ist. Die belangte
Behörde vermeint nämlich, den Rechtsbestand des WLV. bezweifeln
zu müssen, doch trifft die Meinung, daß die Rechtsgrundlagen des
WLV. infolge ihres Widerspruches mit der Bundesverfassung durch
deren Wiederinkrafttreten aufgehoben worden seien, nicht zu. Der
Bestand von Gemeindeverbänden widerspricht weder dem Art. 120
B.-VG., noch § 8 Abs. 5 lit. f VerfÜG. vom 1. Oktober 1920. Diese
Bestimmung verwehrt wohl in bestimmtem Umfang Änderungen
in den die Rechtsverhältnisse der allgemeinen und besonderen auto-
nomen Bezirksverwaltungsbehörden regelnden Gesetzen, kann aber auf
den WLV. schon deshalb nicht angewendet werden, weil der WLV.
weder als allgemeine noch als besondere Bezirksverwaltung angesehenIwerden kann. Diese Bestimmungen verbieten nicht die Errichtung

! von Gemeindeverbänden.
Auch die Bedenken, die gegen den Bestand des WLV. wegen der

Gebietsänderungen zwischen Wien und Niederösterreich erhoben
wurden, kann der Verfassungsgerichtshof nicht teilen. Weder die
während der Zeit der deutschen Besetzung erfolgte Einbeziehung
einiger zum WLV. gehöriger Gemeinden in den Reichsgau Wien
noch die Veränderungen, die sich auf Grund des Gebietsänderungs-
gesetzes BGBI. NI'. 110/1954 ergeben, können nach Meinung des
Verfassungsgerichtshofes Zweifel am Bestand des WLV. recht-
fertigen.

Nach § 4 Abs. l' des Gesetzes über Gebietsänderungen im Lande
Österreich vom 1. Oktober 1938, GBI. f. d. Land Österreich Nr. 443/
1938, blieb in den Gebietsteilen, die die Landeszugehörigkeit wech-
selten, das bisherige Landesrecht bestehen. Nach § 3 Abs. 2 Z. 1 der
Vorläufigen Verfassung StGBI. NI'. 5/1945 blieben die Grenzen zwischen
Niederösterreich und Wien vorläufig nach dem Stande vom 10. April
1945 bestehen. Das Gebietsänderungsgesetz BGBI. NI'. 110/1954
hat eine endgültige Bereinigung der Grenzen zwischen Niederösterreich
und Wien gebracht. Aus § 3 Abs. 2 dieses Gesetzes ergibt sich, daß
in den beim Bundesland Wien verbleibenden Gebietsteilen das Nieder-
österreichische Landesrecht solange in Kraft bleibt, bis es durch
Landesgesetz oder durch Verordnung der Wiener Landesregierung
außer Kraft gesetzt wird. Damit aber zerstreuen sich die Bedenken
gegen den weiteren Bestand der rechtlichen Grundlagen des WLV.
selbst für die nicht mehr zu Niederösterreich gehörenden Anschluß-
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gemeinden. Daß sich nunmehr ein Gemeindeverband über zwei
Bundesländer erstreckt, findet in dem als Bundesverfassungsgesetz
kundgemachten Gebietsänderungsgesetz seine verfassungsrechtliche
Deckung.

Letzten Endes wird gegen die Zuständigkeit des WLV. geltend
gemacht, daß er deshalb den Beschwerdeführer nicht ausscheiden
könnte, weil der Verband seit 1945 nicht mehr Beamte haben kann.
Der Verfassungsgerichtshof ist durchaus der Meinung, daß der WL V.
ohne neue gesetzliche Grundlage pragmatische Bedienstete nicht haben
kann. Aber darauf kommt es im Streitfall nicht an. Die Zuständigkeit
des Verbandes zu dem hoheitlichen Akt der Ausscheidung des Be-
schwerdeführers ergibt sich allein aus § 8 B.-ÜG.

Damit aber steht die Zuständigkeit des WLV., den Beschwerde-
führer im Sinne des seinerzeitigen Erkenntnisses des Verwaltungs-
gerichtshofes aus dem Dienststand auszuscheiden, fest.

Da der Liquidator der Einrichtungen des Deutschen Reiches in der
Republik Österreich zu einer Maßnahme nach § 8 Abs. 1 B.-ÜG. niqht
zuständig war, hat er durch die Ausscheidung des Beschwerdeführers
diesen seinem gesetzlichen Richter entzogen. Der Beschwerde war
daher Folge zu geben und der bekämpfte Bescheid aufzuheben.

2969
NS-Gesetz. Aufhebung einer Benützungsbewilligung für eine
mit einem Geschäftslokal verbundene Wohnung als Benützungs-

bewilligung für Geschäftsräume (einheitliches Mietobjekt).
Erk. v. 16. März 1956, B 215/55.

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Sachverhalt:
David Z. beantragte beim Magistrat der Stadt Wien, Abt. H 6,

Amts- und Geschäftsraumlenkung, am 20. August 1945 unter Ver-
wendung eines "Aufnahmeblattes für Geschäfts- und Büroraum-
bewerber" zur ExistenzgrÜlldung um Zuweisung des Gassenladens
in Wien VII, Apollogasse 20, sowie der anschließenden, aus 1 Zimmer
und 1 Küche bestehenden \Vohnung, welche beide dem "geflüchteten
illegalen Pg. H." gehörten. Der Magistrat der Stadt Wien, Abt. H 6,
Amts- und Geschäftsraumlenkung gab diesem Ansuchen statt und
wies David Z. mit vorläufiger Benützungsbewilligung vorn 19. Sep-
tember 1945, Zl. 2229, in das Geschäftslokal mit Nebenräumen in
Wien VII, Apollogasse 20, Parterre 1 und 2 (bisheriger Mieter H.),
gegen jederzeitigen Widerruf ein. Laut Mitteilung des Magistrates
der Stadt \\'ien vorn 8. August 1954 ist dieses Bestandobjekt in
\Vien VII, Apollogasse 20, Tür 1 und 2, aus der Vereinigung der
seinerzeitigen selbständigen Bestandobjekte top. Nr. 1 und top. Nr. 2
hervorgegangen. Das Bestandobjekt Nr. 1 bestand ursprünglich


